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V o r  s i t z e n  d e r: Präsident Dipl.-Ing. 
Waldbrunner. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 4. und 
5. Sitzung vom 20. Mai 1 970 sind in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanständet geblieben und gel­
ten daher als genehmigt. 

Einlauf 

Präsident: Bevor ich in die Fragestunde 
eingehe, ersuche ich den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Haberl, ein Schreiben des Herrn 
Bundeskanzlers zu verlesen, in dem von der 
Änderung in der Führung des Bundesmini­
steriums für Land- und Forstwirtschaft Mit­
teilung gemacht wird. 

Schriftführer Haberl: 

"An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 

Ich beehre mich, die Mitteilung zu machen, 
E n t s c h u I d i g t haben sich die Herren daß der Herr Bundespräsident mit Ent-

Abgeordneten Scherrer und Soronics. schließung vom 22. Mai 1910, Zl. 4205110, 
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Sdniftführer 

über meinen Antrag gemäß Art. 74 Abs. 3 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas­
sung von 1 929 den Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft Dr. Johann Ollinger seines 
Amtes enthoben hat. 

Unter einem hat der Herr Bundespräsident 
über meinen Vorschlag gemäß Art. 70 Abs. 1 
des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fas­
sung von 1 929 den Abgeordneten zum 
Nationalrat Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs zum 
Bundesminister für Land- und Forstwirtsdlaft 
ernannt. 

Kreisky" 

Präsident: Danke. Dient zur Kenntnis. 

Fragestunde 

Präsident: Wir kommen zur Fragestunde. 
Ich beginne j etzt, um 1 1  Uhr 1 Minute, mit 
dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage: 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Pölz (SPO) 
an den Herrn Bundesminister für Landesver­
teidigung. 

71/M 

Welche Propaganda- lUld Förderungsaus­
gaben hat das Bundesrninisteriwn für Landes­
verteidigWlg im Jahre 1969 getätigt? 

Präsident: Herr Bundesminister, ich bitte. 

Bundesminister für Landesverteidigung 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Für das Jahr 1970 
sind 6 Millionen Schilling im Budget für die 
Publizistik vorgesehen. Naturgemäß sind im 
ersten Drittel des Jahres bereits Beträge aus­
gegeben worden, die im einzelnen noch nicht 
ermittelt werden konnten. Es sind auch Ver­
pflichtungen für Propagandafilme eingegangen 
worden, die auf Ausbildungsfilme umgewid­
met werden, und es wurden Einsparungsmaß­
nahmen auf den verschiedensten Sektoren 
- Einstellung der Bundesheer-Illustrierten, 
Reduzierung von Filmkopien und so weiter -
getroffen, sodaß aus . . . (Ab g. Dr. G r u b e  r: 
Ist diese Zusatzf rage sdzon bekannt gewesen?) 
Nein! (Heiterkeit bei der OVP.) Ich habe die 
Zahlen in der Erwartung, daß wir audl für 
das Jahr 1 970 diese Grundlagen brauchen, mir 
bereits vorher geben lassen. 

Präsident: Herr Abgeordneter pölz. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesminister, 
sind Sie bereit und können Sie mir die Zahlen 
aller Mittel, die von 1 966 bis 1969 ausgegeben 
worden sind, nennen? (Abg. Dr. G r u b e r: 
Auswendig!) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Diese Zahlen 
stehen mir jetzt nicht zur Verfügung, aber 
die Beträge bewegen sich ungefähr in der­
selben Höhe; sie schwanken zwischen 7 und 
9 Millionen Schilling jährlich. (Ruf bei der 
SPO: Schade um das Geld!) 

Freihsler: Hochverehrter Herr Präsident! Präsident: 2. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Hohes Haus! Im Jahre 1969 wurden für Abgeordneten Nittel (SPO) an den Herrn 
Zwecke der Offentlichkeitsarbeit und Propa- Bundesminister für Landesverteidigung. 
ganda seitens des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung insgesamt 9,074.000 S auf­
gewendet. Hiezu ist allerdings zu bemerken, 
daß in dieser Summe auch die Ausgaben für 
die Tageszeitungsabonnements für die Kaser­
nen, für die Bundesheer-Wandzeitung und für 
die Osterreichische Militärische Zeitschrift ent­
halten sind. Klammert man diese Ausgaben, 
die nicht als Propagandaaufwand im eigent­
lichen Sinne anzusehen sind, aus,  so verbleibt 
für Propagandaausgaben im Jahre 1969 ein 
Gesamtbetrag von 6,55 1 .000 S. 

Was die im Jahre 1969 aus Mitteln des 
Landesverteidigungsbudgets getätigten Förde­
rungsausgaben betrifft, so wurden für diese 
Zwecke in diesem Zeitraum insgesamt 
1.897.000 S aufgewendet. 

Präsident : Herr Abgeordneter Pölz. 

Abgeordneter Pölz: Herr Bundesminister, 
welche Mittel sind für das Jahr 1 970 vorge­
sehen, und wieviel davon ist bereits ausge­
geben worden? 

115/M 

Nachdem die AbschafflUlg des von Bunßes­
minister Dr. Prader mit ZustimmlUlg der OVP 
eingeführtep. Uniformzwa;rges vorerst 30m Wider­
stand der OVP und FPO gescheitert ist, frage 
ich, ob Sie eine neuerliche Initiative zur Ab­
schafflUlg des Uniformzwanges ergreifen werden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Die Bundesregie­
rung hat in ihrer Sitzung am 2. Juni 1970 
auf meinen Antrag die Allgemeinen Dienst­
vorschriften für das Bundesheer in ihrer 
Gesamtheit neu erlassen. Diese Verordnung 
enthält im § 22 Abs. 2 erster Satz eine Rege­
lung, wonach den Soldaten in Hinkunft der 
Ausgang in Zivilkleidung gestattet ist. 

Gemäß § 12 des Wehrgesetzes bedarf die 
erwähnte Verordnung noch der Zustimmung 
des Hauptausschusses des Nationalrates und 
soll in weiterer Folge, einem Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes entsprechend, im 
Bundesgesetzblatt kundgemacht werden. 
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Präsident: Herr Abgeordneter Nittel. 

Abgeordneter Nittel: Herr Bundesminister! 
Unterscheidet sich die von Ihnen jetzt neuer­
lich eingebrachte Vorlage materiell von jener 
Vorlage, die am 20. Mai im Hauptausschuß 
behandelt wurde? (Abg. G l a s e I: Jawohl, 
wesentlich!) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Die Vorlage der 
Bundesregierung ist dem Hauptausschuß des 
Nationalrates in der Form vorgelegt worden, 
daß in den Vorlagen 3 und Zu 3 in einwand­
freier Form eine Grundlage für die Beschluß­
fassung erfolgte. Die Vorlage 3 hat deshalb 
eine Ergänzung notwendig gemacht, weil in 
der vorangegangenen Ministerratssitzung eine 
materielle Änderung der ursprünglich vorge­
sehenen Vorlage erfolgte. 

Die Vertreter der OVP und FPO im Haupt­
ausschuß des Nationalrates haben aber einer 
Ergänzung der Tagesordnung zur Aufnahme 
der Vorlage Zu 3 keine Zustimmung gegeben 
beziehungsweise dagegen Einwand erhoben, 
sodaß dieser Punkt nicht zur Beratung kom­
men konnte. 

Die derzeitige Vorlage, die jetzt in die 
ADV aufgenommen wurde, unterscheidet sich 
nicht von dieser materiellen Darlegung der 
Vorlagen 3 und Zu 3. 

Präsident: Herr Abgeordneter Nittel. 

Abgeordneter NUtel: Herr Bundesminister ! 
Die Vertreter der Osterreichischen Volkspartei 
und der Freiheitlichen Partei haben ihre Ab­
lehnung der seinerzeitigen Vorlage unter 
anderem auch damit begründet, daß der 
Landesverteidigungsrat nicht damit beschäftigt 
worden war. Herr Bundesminister, sind Sie 
der Meinung, daß der Landesverteidigungsrat 
mit dieser Vorlage hätte beschäftigt werden 
müssen, bevor die Angelegenheit im Haupt­
ausschuß behandelt wurde? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Die seinerzeitige 
Novellierung der Verordnung aus dem Jahre 
1967, die die Uniformtrageverpflichtung ent­
hielt, ist nicht vor Beschlußfassung im Haupt­
ausschuß dem Landesverteidigungsrat vorge­
tragen worden, sondern kam erst nachher im 
Zuge der Durchführungsbestimmungen, die zu 
erlassen waren, in die Diskussion des Landes­
verteidigungsrates. Ich glaube daher nicht, daß 
es notwendig ist, daß die Aufheb�g vor der 
Beschlußfassung im Hauptausschuß in den 
Landesverteidigungsrat kommt. (Abg. Z e i 1-
1 i n geI: Wir weIden darauf heute noch ant­

worten! Wir lassen uns nicht verleumden! 

Wir waren immer für die Aufhebung des 
Uniformzwanges!) 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Buudesministerium für Finanzen 

Präsident: 3. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten DDr. Neuner (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. 

171M 

Welche Mittel stehen dem Bundesministerium 
für Finanzen für die Öffentlichkeitsarbeit, insbe­
sondere um das von Ihnen, Herr Minister, ange­
strebte maximale Vertrauensverhältnis zwischen 
Finanzverwaltung und Staatsbürgern zu er­
reichen, mmmehr zur Verfügung, wenn die dafür 
vorgesehenen Budgetansätze für andere Zwecke 
eingesetzt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. AndrosdI: 
Im Budget 1970 sind für Offentlichkeitsarbeit 
des Bundesministeriums für Finanzen 2367 Mil­
lionen Schilling präliminiert. Davon sind bis 
zum 1. März 100.000 S ausgegeben worden. 
Der verbliebene Betrag wird, wie in der 
Regierungserklärung angekündigt, im 1. Bud­
getüberschreitungsgesetz für Mittel der wis­
senschaftlichen Forschung zur Verfügung ge­
stellt. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes­
minister! Sehen Sie im Einsatz von Finanz­
beamten bei Tagungen, bei Vorträgen, Kon­
gressen und Diskussionen ein wirksames 
Mittel, um das von Ihnen und auch von Ihrem 
Amtsvorgänger gewünschte Vertrauensver­
hältnis zwischen Staatsbürgern und Beamten 
der Finanzverwaltung herzustellen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Herr Abge­
ordneter! Ich glaube, es ist das Recht der 
Beamten, ihr Fachwissen interessierten 
Kreisen zur Verfügung zu stellen. Ich bin der 
Meinung, daß eine solche Vorgangsweise ge� 

pflogen werden soll. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Neuner. 

Abgeordneter DDr. Neuner: Herr Bundes­
minister !  Erstreckt sich. Ihre Bereitschaft auf 
Beamte aller drei Instanzen Ihres Ressorts? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Auf alle 
Beamten, an die eine derartige Einladung er­
geht. 

Präsident: 4. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Lane (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 
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55JM 
Werden Sie im Sinne der Ankündigung in der 

Regierungserklärung einen Subve�tionsbericht 
noch f ür das Jahr 1969 dem NatIOnalrat vor­
legen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Vorlage dieses Be­
riehtes wird im Herbst 1970 erfolgen. Um die 
Einhaltung dieses Termins sicherzustellen, 
wurden vom Bundesministerium für Finanzen 
bereits die notwendigen Veranlassungen ge­
troffen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Lanc. 

Abgeordneter Lane: Herr Bundesminister! 
Es ist eine alte Debatte, die jedes Mal wieder 
auftaucht, wenn die Struktur eines Budgets 
besprochen und diskutiert wird, ob und inwie­
weit die sogenannten Ermessenskredite reine, 
wirklich freie Förderungsausgaben darstellen 
oder inwieweit sie gesetzlich beziehungsweise 
auch faktisch gebunden sind. Ich möchte daher 
fragen, ob die Richtlinien für die Bereitstel­
lung der Verwendungsziffern bei den Ermes­
senskrediten des vergangenen Jahres so auf­
gegliedert sein werden, daß man die gesetz­
lichen Förderungsausgaben und die wirklich 
freien Förderungsausgaben erkennen kann, 
und ob innerhalb der rechtlich freien Förde­
rungsausgaben auch eine Unterscheidungs­
möglichkeit gegeben sein wird, ob sie nur 
theoretisch frei sind oder faktisch doch zum 
Teil beziehungsweise zu welchem Teil ge­
bunden sind. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Veranlassung geht 
in die Richtung, daß klar zu unterscheiden 
sein wird, welche der getätigten Ausgaben 
zwingend waren und welche dem freien Er­
messen überlassen blieben, wobei aufscheinen 
wird, wer der Subventionsempfänger war, 
welchem Zweck. die Subvention gedient hat 
und welcher Betrag dafür ausgegeben wurde. 

Präsident: Herr Abgeordneter Lanc. 

Abgeordneter Lane: Herr Bundesminister! 
Sie haben als Erscheinungsdatum für den 
Bericht über die Subvention 1 969 den Herbst 
genannt. Streben Sie eine Vorlage des Be­
richtes ungefähr oder etwa gleichzeitig mit 
der Vorlage des Rechnungsabschlusses für das 
Jahr 1969 an? Ich würde das sehr begrüßen, 
weil das eine bessere Beratung des Rechnungs­
abschlusses und auch eine ernsthaftere Bera­
tung des Budgets 1971 ermöglichen würde, 
als das in den vergangenen Jahren der Fall 
war. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Terminsetzung ist so 
erfolgt, daß für die parlamentarischen Bera­
tungen im Herbst, also auch die des Rech­
nungsabschlusses, dieser Subventionsbericht 
bereits vorliegen wird. 

Präsident: 5. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Zeillinger (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

59JM 

Werden Sie einen Ministerialentwurf für eine 
Novellierung des 2. Abgabenänderung:sgesetzes 
ausarbeiten lassen, durch welchen dIe IOpro­
zentige Sonderabgabe von Kraftfahrzeugen ab­
geschafft wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Wie Sie wissen, ist für 
die künftigen Jahre eine beträchliche 
Deckungslück.e im Bundeshaushalt gegeben. 
Für das Jahr 197 1  sind es über 1 7  Milliarden 
Schilling, für die folgenden Jahre zum Teil 
noch höhere Beträge. Angesichts dieser Situa­
tion ist ein ersatzloses Auslaufen all dieser 
Sondersteuern nicht möglich. 

Darüber hinaus darf ich darauf verweisen, 
daß wir im Hinblick auf den Gesamtbereich 
der Kraftfahrzeugbesteuerung in der Regie­
rungserklärung angekündigt haben, daß dieser 
Bereich nach ökonomischen Gesichtspunkten 
untersucht werden wird, daß insbesondere die 
Frage der Wegekostenrechnung dabei beachtet 
werden soll und daß wir beabsichtigen, diesen 
Problemkreis im Einvernehmen mit den Auto­
fahrerverbänden, aber, was die Sondersteuer 
von Kraftfahrzeugen betrifft, selbstverständ­
lich auch mit den betroffenen Branchen zu 
erörtern. 

Präsident: Herr Abgeordneter Zeillinger. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini­
ster! Da die Deckungslücke von 17 Milliarden 
für Ihre Partei, solange Sie in Opposition 
waren, genausowenig eine Uberraschung ge­
wesen ist wie für unsere Partei und Sie und 
Ihre Partei ja genau das verlangt haben, 
wessentwegen ich j etzt anfrage - ich darf 
daran erinnern, daß der frühere Abgeordnete 
Eberhard am 26. Juni 1968 gegen die Kraft­
fahrzeugsondersteuer protestiert hat, daß der 
Abgeordnete Frühbauer. der jetzige Ver­
kehrsminister, am 6. März 1969 die Abschaf­
fung verlangt hat und daß noch am 21 . April 
1970 in einer Resolution des ARBO, einer 
Ihrer Partei nicht ganz fernstehenden Organi­
sation, die Abschaffung der Sondersteuer ver­
langt worden ist, dies somit eine der Reform­
maßnahmen beziehungsweise Forderungen 
Ihrer Partei war -, darf ich Sie, nachdem 
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Zeillinger 

Sie nun sagen, ein ersatzloses Auslaufen sei 
nicht möglich, noch einmal fragen, in welcher 
Form, ob etwa durch Umwandlung oder durch 
Erhöhung der Mineralölsteuer, Sie - genauso 
wie die frühere Regierung - den Autofahrer 
weiterhin mit dieser Sondersteuer, wenn auch 
unter einem anderen Namen, belasten wollen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich kann nur noch einmal 
wiederholen, daß wir angekündigt haben, den 
Gesamtbereich der Kraftfahrzeugbesteuerung 
einer Uberprüfung zu unterziehen. Daß diese 
nach einer Amtszeit von etwa sechs Wochen 
noch nicht abgeschlossen sein kann, ist, glaube 
ich, verständlich. Es ist klar, daß wir selbst­
verständlich hier das engste Einvernehmen 
mit den Betroffenen - das sind also die 
Autofahrer und ihre Vertretungen, aber auch 
die Branchen, etwa der Kraftfahrzeughandel -
suchen werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Zeillinger. 

Abgeordneter Zeillinger: Ist es also richtig, 
daß Sie als Finanzminister nicht in der Lage 
sind, eine ersatzlose Abschaffung der Kraft­
fahrzeugsandersteuer, wie Sie von Ihnen und 
Ihren Parteigenossen bis in die jüngste Zeit 
hinein gefordert worden ist, durchzuführen ?  
(Abg. Dr. G r u b e  r: Vor der Wahl!) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Das ist richtig - aber 
es ist auch von mir nie verlangt worden. 
(Ironische Heiterkeit bei der OVP. - Abg. 
Fa chI e u t n e  r: Das ist ein guter Schmäh!) 

Präsident: 6. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Koren (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

191M 
Werden die im Budget 1970 präliminierten 

Einnahmen tatsächlich erreicht werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Nach den bis­
her vorliegenden Monatserfolgen und den er­
kennbaren Entwicklungstendenzen ist damit 
zu rechnen, daß die präliminierten Einnahmen 
erreicht werden. (Abg. Dr. Ba u e r: Also nicht 
so "katastrophal"!) 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Kor·en: Herr Bundesmini­
sterl Ich glaube, daß die präliminierten Ein­
nahmen nicht nur erreicht, sondern - im Ge­
gensatz zu Ihrer j etzigen Antwort - erheb­
lich überschritten werden. (Abg. H o  r I: Ein 
bisser] was zum SchuldenzahlenI) Im Herbst 
des vergangenen Jahres haben aber eine 

ganze Reihe von Abgeordneten Ihrer Frak·· 
tion - darunter waren auch Sie selbst, Herr 
Bundesminister - die Einnahmenschätzungen 
im Haushalt 1970 als weit überhöht bezeich­
net. Sind Sie nun nach der neuen Entwick­
lung nicht doch der Meinung, daß Sie sich 
damals geirrt haben? (Zustimmung und Heiter­
keit bei der O VP.) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Herr Abge·­
ordneterl Wie Sie wissen, sind in der Zwi .. 
schenzeit die Konjunkturprognosen revidiert 
worden. (Ruf bei der OVP: Die sozialistischen 
Wahlprognosen!) Ich darf etwa darauf hin .. 
weisen, daß in der Bundesrepublik Deutsch­
land im Jänner die Zielprojektion hinsicht· 
lieh des realen Bruttonationalproduktes noch 
auf 41/2 Prozent gelautet hat und die jüngste 
Revision hier von 6 Prozent spricht. Das heißt, 
es hat sich in den letzten Monaten heraus­
gestellt, daß die Elastizität des Produktions­
apparates wesentlich größer ist, als man im 
Herbst in allen Bereichen angenommen hat. 

Darüber hinaus darf ich aber, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter, darauf verweisen, daß zwar 
die Einnahmen nicht nur erreicht, sondern 
überschritten werden, daß aber bei den Aus­
gaben der Zuwachs noch wesentlich größer 
sein wird als die Mehreinnahmen. (H örtl 
Hört/-Rufe bei der SPO.) Es drohen nämlich 
Mehrüberschreitungen im Ausmaß von 1,6 Mil­
liarden Sdlilling, darunter für die Sozialver­
sicherung, die im Vorjahr unterpräliminiert 
war, mit mindestens 400 Millionen Schilling, 
möglicherweise sogar mit 700 Millionen Schil­
ling. Sehr geehrter Herr Abgeordneter, Sie 
wissen wahrscheinlich auch, daß die Preis­
stützungen weit unterpräliminiert waren, daß 
bereits im 1. Budgetüberschreitungsgesetz 
Uberschreitungen von 1 00 Millionen Schilling 
erforderlich waren und weitere drohen. (Abg. 
P r o  b s t: Das hat der Koren gemacht! - Abg. 
P ö 1 z: KaIen-Frisuren! - Abg. Ho r r: Koren. .. 
Pleite!) 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren: Herr Bundesmini­
ster! Ich nehme dankbar zur Kenntnis , daß Sie 
die Einnahmenschätzung als zutreffend, ja so­
gar als unterpräliminiert bezeichnen. Ich werde 
mir demnächst, aber nicht heute, erlauben, 
auch auf die Ausgabenseite zurückzukommen. 

Zu Ihrer Antwort darf ich aber noch eines 
feststellen: Seit dem Herbst des vergangenen 
Jahres hat sich an den Konjunkturprognosen 
für Osterreich kaum etwas geändert. Ganz im 
Gegenteil! Ich darf an die Budgetdebatte im 
Herbst 1 969 erinnern (Abg. HOl r: Fragen Sie 
den Nemschak!), in der ja gerade die Frage 
"konjunkturneutrales Budget oder nicht" eine 
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Dr. Koren 

sehr zentrale Rolle gespielt hat und gerade 
von der Seite Ihrer Fraktion besonders starke 
Kritik an einer Expansionswirkung des Bud­
gets geübt wurde. (Abg. P öl z: Ihre Beleh­
rungen hätten Sie Ihren Freunden erteilen 
müssen, nicht da! - Weitere Zwischenruf e.) 

Herr Bundesminister! Ich darf deshalb fra­
gen, ob Ihnen, so wie es im Jahre 1 969 mög­
lich gewesen ist, den präliminierten Abgang 
de fac to um 1 ,4 Milliarden Schilling im Rech­
nungsabschluß zu verringern, eine solche Ver­
besserung des Abschlusses 1 970 - die ich 
durchaus für möglich halte - als erreichbar 
erscheint. 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wenn in der Bundesrepu­
blik Deutschland eine so beträchtliche Revi­
sion der Vorausschätzung erfolgt, so werden 
Sie mit mir übereinstimmen, daß bei der engen 
Verflechtung zwischen Deutschland und Oster­
reich Rückwirkungen auf Osterreich gegeben 
sind. Darüber hinaus wissen Sie, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter, daß erst im Frühjahr die­
ses Jahres das Institut für Wirtschaftsfor­
schung erstmals die drohende Entwicklung bei 
den Preisen im Ausmaß von 5 Prozent genannt 
hat. 

Was Ihre konkrete Frage betrifft, darf ich 
sagen: Da Mehreinnahmen für Uberschreitun­
gen höchstens im Ausmaß von 800 Millionen 
Schilling zur Verfügung stehen werden, hin­
gegen drohende Mehrausgaben wegen Unter­
präliminierung im Ausmaß von 1 ,6 Milliarden 
vorauszusehen sind, kann der gewünschte 
Effekt, den Sie ansprechen, angesichts dieser 
Tatsachen nicht gegeben sein. 

Präsident: Die 7. Anfrage wurde zurückge­
zogen. 

8. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Sandmeier (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

201M 

Durch welche konkreten Maßnahmen wollen 
Sie den, wie Sie gesagt haben, "strukturell 
defizitären Charakter" des Budgets beseitigen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter ! Wie die nunmehr j eder­
man zugänglichen Orientierungsgrößen über 
die Budgetdefizite zeigen, war es umgehend 
notwendig, einen Prozeß der Konsolidierung 
des Budgets einzuleiten. Die Bundesregierung 
hat sich daher, wie Ihnen, sehr geehrter Herr 
Abgeordneter, sicherlich aus der Presse be­
kannt ist, bereits in diesen Tagen zu einem 
Budgetkonzept zusammengefunden, das eine 
erste Etappe dieses Konsolidierungsprozesses 
darstellt. 

Präsident: Herr Abgeordneter Sandmeier. 

Abgeordneter Sandmeier: Herr Bundesmini­
ster I Da Sie meine Anfrage mit keinem kon­
kreten Wort beantwortet haben - ich habe 
Sie nämlich gefragt, welche konkreten Maß­
nahmen Sie setzen wollen, um den "struktu­
rell defizitären Charakter" des Budgets zu be­
seitigen -, sind Sie mir die Antwort auf die 
gesamte Frage schuldig geblieben. Ich würde 
Sie bitten, im Rahmen der Zusatzfrage, die ich 
dann stellen werde, auch die erste Frage zu 
beantworten. 

Sie haben eben von den Defiziten gespro­
chen. Sie und Ihre Partei haben doch in den 
letzten Jahren ständig von den "horrenden 
Defiziten" gesprochen. (Abg. Be n y a: Stimmt 
ja!) Nun haben wir vorgestern gehört, daß 
die erste sozialistische Bundesregierung ein 
Budget mit einem Defizit von etwa 9,5 Mil­
liarden Schilling vorzulegen beabsichtigt. 
(Abg. Ben ya: Erfolg der vier Jahre OVP-Re­
gierung!) Ich habe mir die Zahlen der vorange­
gangenen Jahre durchgesehen. Ich habe nir­
gends ein Budgetdefizit in dieser Größenord­
nung gefunden. Herr Minister! Ich darf also 
feststellen, daß es Ihnen nicht gelungen ist, 
den von Ihnen und Ihrer Partei immer ange­
kündigten Abbau des Budgetdefizits durchzu­
führen. Sie haben in der "Arbeiter-Zeitung" 
am 25. April geschrieben: 

"Die Grundlinien einer Reform müßten da­
her in Richtung der Umschichtung von Ein­
nahmen und Ausgaben verlaufen." - Sie 
schreiben nunmehr weiter, offensichtlich im 
Zusammenhang mit einer Umstrukturierung 
des Budgets: "Einer der Schwerpunkte ... 
könnte die Einführung der Mehrwertsteuer 
sein." 

Sie wissen sehr genau, daß Sie sich, wenn 
Sie das in diesem Zusammenhange sagen, aus 
der Einführung der Mehrwertsteuer beträcht­
liche Mehreingänge erwarten. Sie wissen wei­
terhin, daß die Mehreinnahmen aus der Mehr­
wertsteuer zu einer wesentlichen Kostenstei­
gerung führen werden. (Abg. Pro b s t: Das 
sind Zusatzfragen? Gestern haben Sie kurze 
Antworten der Minister verlangt; aber das 
sind ja Reden/) Bisher haben Sie immer ge­
sagt, daß die indirekten Steuern so unsozial 
seien. (Abg. St e i n i n g e r: Die Frage!) Sind 
Sie nach wie vor der Meinung, daß sie unso­
zial sind, und würden Sie trotzdem die Mehr­
wertsteuer in der gegebenen Größe einführen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscl1: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Es hat vier Jahre gedau­
ert, bis man das Bruttodefizit des Jahres 1965, 
das unter 4 Milliarden gelegen hat, auf rund 
9 Milliarden angehoben hat. Es wird nicht 
möglich sein, das in einem Jahr wegzubringen. 
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Bundesminister Dr. Androsm 

Es ist ein erster Konsolidierungsprozeß, wenn 
man das anteilsmäßig, das heißt im Ausmaß 
von Prozenten, stabilisieren kann. (Abg. 
Dr. Mu s s i 1: Wieder keine Antwort!) 

Präsident: Herr Abgeordneter Sandmeier. 

Abgeordneter Sandmeier : Ich darf nochmals 
betonen, daß es mir sehr leid tut, daß Sie mir 
auch bei der zweiten Möglichkeit Ihrer Beant­
wortung auf meine Frage keine Antwort ge­
geben haben. (Abg. Pr o b s t: Sie müssen 
halt eine Frage stellen und nicht eine Rede 
halten! - Abg. Be n ya: Die Antwort war 
sehr deutlich!) Ich werde das wohl zur Kennt­
nis nehmen müssen und daraus schließen, daß 
Sie keine Antwort geben können. 

Ihr Herr Ministerkollege Dr. Weihs hat vor 
nicht allzu langer Zeit in einer Zeitung ge­
schrieben beziehungsweise die Aussage ge­
macht, daß der Brotgetreideausgleich zu redu­
zieren sei. Ich frage Sie nunmehr, sicherl.ich 
auch im Zusammenhang mit der Umstruktu­
rierung des Budgets: Zu wessen Lasten? Sol­
len die Produzentenpreise erniedrigt oder die 
Konsumentenpreise erhöht werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wie Sie wissen, ist das 
eine Frage, die insbesondere auch der neue 
Präsident der Präsidentenkonferenz in Dber­
legung gezogen hat. Wenn es hier zu Maß­
nahmen kommt, so in Dbereinstimmung mit 
dem ressortmäßig zuständigen Landwirt­
schaftsminister im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten der Präsidentenkonferenz. (Rufe 
bei der OVP: Im Einvernehmen! - Abg. 
Pr o b s t: Sie müssen Fragen stellen und 
keine Reden halten!) 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 9. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) an 
den Herrn Bundeskanzler. 

11M 

HeIT Bundeskanzler, warum haben Sie bei der 
Aussendung des Entwurfes des Bundesgesetzes 
über die Errichtung eines Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Kultur und über die Neu­
ordnung des Wirkungsbereiches einiger Bundes­
:tpinisterien diejenigen Gremien, die an diesen 
Anderungen ein ftmdamentales Interesse haben, 
nämlich die Rektorenkonferenz und die Stu­
dentenvertretungen, bei der Begutachtung zu­
nächst übergangen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Der Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
Errichtung eines Bundesministeriums für Wis­
senschaft, Forschung und Kunst und über die 

Neuordnung des Wirkungsbereiches eInIger 
Bundesministerien behandelt eine Änderung 
im Bereich der obersten Bundesverwaltung 
durch die Neuerrichtung eines Bundesmini­
steriums beziehungsweise eine Änderung des 
Wirkungsbereiches von Bundesministerien. 
Solche Gesetzentwürfe wurden bis zur Vor­
bereitung des Entwurfes eines umfassenden 
Bundesgesetzes über Zahl, Wirkungsbereich 
und Einrichtung der Bundesministerien vom 
6. 2. 1968 von meinen Amtsvorgängern über­
haupt nicht und niemals dem Begutachtungs­
verfahren zugeführt. So wurde insbesondere 
das Bundesgesetz vom 25. 7. 1966, womit ein 
neues Bundesministerium für Bauten und 
Technik errichtet wurde und das weitgehende 
Zuständigkeitsverschiebungen beinhaltet hat, 
keinem Begutachtungsverfahren zugeführt. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Leitner. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Bundeskanzler! Sie haben jetzt eigentlich auf 
meine Anfrage nicht geantwortet (Wider­
spruch bei der SPO), sondern Sie haben gesagt, 
was die letzte Regierung getan hat. Man redet 
also von etwas anderem, als wonach gefragt 
wurde. 

Ich frage daher, Herr Bundeskanzler: Die 
Begutachtungsfrist war sehr kurz, und wenn 
man den Hauptbetroffenen, der Studenten­
schaft und der Rektorenkonferenz, den Ent­
wurf nicht zusendet, dann heißt das, daß man 
sie von der Begutachtung einfach ausschließt. 
Man hat dann den Entwurf später zugeschickt. 
Jetzt ist die Frage, ob die Ursache dieses Ver­
gessens eine weitere Verkürzung der sehr kur­
zen Begutachtungsfrist für diese beiden Orga­
nisationen darstellt. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte dazu 
erklären, daß die beiden von Ihnen genannten 
Institutionen nach den derzeit geltenden Be­
stimmungen kein gesetzlich festgelegtes Be­
gutachtungsrecht haben. Es haben sich daher 
die zuständigen Beamten an die Liste gehal­
ten, die hiefür vorliegt. Als ich davon erfuhr, 
daß weder die Rektorenkonferenz noch die 
Organisation der Studenten zur Begutachtung 
eingeladen wurden, habe ich sofort veranlaßt, 
daß diesen beiden Stellen, obwohl sie nicht 
auf der Liste der zu begutachtenden Institu­
tionen stehen, dieser Entwurf zugesendet wird. 

Präsident : Herr Abgeordneter Dr. Leitner. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Herr 
Bundeskanzler! Ist das, nämlich daß die bei den 
Organisationen nicht auf der Liste der begut­
achtenden Stellen stehen, die Ursache, daß 
ihre Stellungnahmen im Entwurf für ein Bun­
desgesetz nicht berücksichtigt wurden? 
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Dipl.-Ing. Dr. Leitner 

Die Rektorenkonferenz war nicht für die 
Teilung, sie war auch nicht gegen die Teilung. 
Die Osterreichische Hochschülerschaft hat sich 
aber energisch gegen die Zerreißung und Zer­
schlagung der Bildungseinheit ausgesprochen. 
Ich frage also, warum man diese Stellung­
nahmen nicht im Gesetz berücksichtigt hat. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Dazu ist zu sa­
gen, daß diese Stellungnahmen keineswegs in 
so eindeutiger Weise erfolgt sind, wie es jetzt 
dargestellt wird. Die Stellungnahmen werden 
aber den zuständigen Ausschüssen des Parla­
ments zur Verfügung stehen und können dann 
bei der parlamentarischen Behandlung ent-

bringen, auf welche Weise die Ergebnisse die­
ser Meinungsbefragung ausgewertet wurden 
beziehungsweise wem diese Ergebnisse zu­
gänglich gemacht worden sind. (Abg. Pe t e r: 
Dreimal dürfen Sie raten!) 

Präsident : Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich bin nicht in 
der Lage, darauf eine substantielle Antwort 
zu geben, da diese Untersuchungen wie gesagt, 
im Bundeskanzleramt nicht auffindbar sind. 
(Abg. Dr. Pi t t e  r ma n n: Die 6 Prozent kom­
men noch!) Sie haben insgesamt 1,2 Millionen 
gekostet. Die Unterlagen gibt es im Augen­
blick nicht. 

sprechend berücksichtigt werden. Präsident : 1 1. Anfrage : Anfrage des Herrn 

Präsident: 1 0. Anfrage : Anfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Koren (OVP) an den Herrn 

Abgeordneten Dr. Tull (SPO) an den Herrn Bundeskanzler. 

Bundeskanzler. 

74/M 
Welchen Zwecken diente auf Grund der vor­

liegenden Unterlagen die vom Bundeskanzler­
amt beim Institut Dr. Fessel in Auftrag ge­
gebene und aus Steuermitteln bezahlte Mei­
nungsumfrage, auf die sich die parlamenta­
rische Anfrage Nr. 2449/M vom 8. Juli 1969 
bez.ogen hat? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Die vom Bun­
despressedienst über Weisung des Bundes­
kanzlers seinerzeit abgeforderten Meinungs­
umfragen durch ein Wiener Meinungsfor­
schungsinstitut sind von mir nicht aufgefunden 
worden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Tull. 

Abgeordneter Dr. Tull: Herr Bundeskanzler! 
Können Sie mir sagen, wer die Weisungen 
erteilt hat, welche Themen zum Gegenstand 
dieser Meinungsbefragungen gemacht werden? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Soweit ich in 
Erfahrung bringen konnte, sind die Themen 
von den damaligen Staatssekretären Pisa re­
spektive Neisser gestellt worden. Aber die 
Unterlagen hiefür sind im Bundeskanzleramt 
nicht auffindbar. (Abg. W e i k haI t: In den 
Flammen umgekommen!) 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Tull. 

Abgeordneter Dr. Tull: Herr Bundeskanzler! 
Im Hinblick darauf, daß es immerhin sehr be­
zeichnend ist, daß der ehemalige Staatssekre­
tär Pisa die Weisungen für die Themen gege­
ben hat und er gleichzeitig bekanntlich der 
Chefpropagandist der Osterreichischen Volks­
partei und der Wahlmanager dieser Partei 
gewesen ist, möchte ich gerne in Erfahrung 

21M 
Welche einzelnen Maßnahmen wird das in 

der Regierungserklärung vom 27. April 1970 
angekündigte "System moderner Förderungs­
maßnahmen für die Investitionstätigkeit" um­

fassen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Wie bereits in 
der Regierungserklärung ausgeführt wurde, 
sollen als Ergänzung der Bewertungsfreiheit 
Investitionsprämien vor allem in struktur­
schwachen Gebieten besondere Anreize für 
eine expansive Investitionspolitik der Unter­
nehmungen schaffen. Die langfristigen Fremd­
finanzierungen in den bestehenden Einrich­
tungen sollen verstärkt fortgeführt und koor­
diniert werden, das Strukturvebesserungs­
gesetz im Lichte der bisherigen Erfahrung ver­
längert und verbessert werden. 

Präsident : Herr Abgeordneter Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren: Herr Bundeskanz­
ler! Diese Ausführungen entsprechen also 
genau Ihren diesbezüglichen Ausführungen in 
der Regierungserklärung. Ich dachte mir nur, 
daß Sie unter einem System moderner Förde­
rungsmaßnahmen entsprechend Ihren vielfäl­
tigen Plänen und Programmen doch etwas 
mehr anführen könnten als nur die Fortset­
zung der bereits bestehenden Maßnahmen. 

Ich darf S ie deshalb fragen, Herr Bundes­
kanzler, ob Sie in der Zwischenzeit, seit Sie 
die Regierung übernommen haben, Ihre Mei­
nung über die bisherige "völlig unzurei­
chende" Wirtschaftspolitik im positiven Sinn 
geändert haben, da Sie nur eine Fortsetzung 
dieser Politik anzubieten haben. (Ironische 
Heiterkeit bei der OVP.) 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky: Auf die kon­
krete Frage, ob ich meine frühere Meinung 
geändert habe, möchte ich eindeutig mit 
"Nein" antworten. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident : Herr Abgeordneter Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren: Herr Bundeskanz­
ler ! Ihr hartes Nein beeindruckt mich außer­
gewöhnlich, steht aber im Widerspruch zu den 
Tatsachen. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Ich darf deshalb noch einmal fragen, ob 
etwa Ihre Meinung über die Bewertungsfrei­
heit, die Sie in Ihrer ersten Antwort als ver­
längerungswürdig bezeichnet haben, sich doch 
soweit geändert hat, denn ich erinnere mich, 
daß diese Bewertungsfreiheit in der letzten 
Legislaturperiode hier in diesem Hohen Haus 
von Ihrer Fraktion immer wieder nur als ein 
System der Steuergeschenke (Abg. Dr. Pi t­
l e r m a n  n: Das war der MUterer, bitte: 
"Wachstumsgeschenke" !), ein nutzloses Sy­
stem bezeichnet worden ist. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: In dieser gene­
rellen Form war das erstens nicht der Fall 
(lebhafter Widerspruch bei der OVP), und 
zweitens werden im Zusammenhang mit der 
Erstellung des kommenden Budgets alle diese 
Fragen einer gründlichen Prüfung unterzogen 
werden. Ich bitte Sie, Verständnis dafür zu 
haben, daß in den wenigen Wochen, die diese 
Regierung im Amt ist, eine konkrete, bis ins 
letzte Detail gehende Antwort nicht möglich 
ist. (Zwischenrufe bei der avp. ) 

Präsident: 1 2. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Blenk (OVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

4/1'1 
Welche über die im § 14 Abs. 2 Z. 3 des Be­

triebsrätegesetzes vom 28. März 1947, BGBI. 
Nr. 97/1947, hinausgehenden FlUlktionen wird 
die im Bundeskanzleramt einzurichtende Wirt­
schaftskommission haben ? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Nein. 

Präsident : Herr Abgeordneter Dr. Blenk. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Sind Sie sich, Herr 
Bundeskanzler - abgesehen von der bekann­
ten Tatsache, daß diese Kommissionen keiner­
lei Sanktionsmöglichkeit haben -, über die 
verfassungsmäßige Bedenklichkeit dieser In­
stitutionen im klaren? (Ruf bei der OVP: Nein! 
- Heiterkeit bei der OVP.) 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Mein diesbe­
züglicher Auftrag an den Verfassungsdienst, 
inwieweit eine solche Bedenklichkeit bestehe, 
wurde von der mir unterstehenden Behörde 
mit Nein beantwortet. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: 1 3. Anfrage : Anfrage der Frau 
Abgeordneten Murowatz (SPO) an den Herrn 
Justizminister. 

43/1'1 
Wie groß war der Häftlingsstand in den 

österreichischen Strafvollzugsanstalten be­
ziehungsweise Gerichtshofgefängnissen am 
Stichtag 30. April 1970 ? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Frau 
Abgeordnete I Am 30. 4. 1 910 waren in den 
österreichischen Strafvollzugsanstalten bezie ­
hungsweise Gerichtshofgefängnissen insge­
samt 8 1 73 Personen in Haft; davon männliche 
Strafgefangene 5596, weibliche Strafgefan­
gene 354 ; männliche Untersuchungsgefangene 
1 806, weibliche Untersuchungsgefangene 1 34. 
Die Gesamtziffer von 8 1 73 ergibt sich schließ­
lich unter Berücksichtigung der Anzahl ange­
haltener jugendlicher Gefangener von 248 und 
sonstiger Gefangener, das sind Verwaltungs­
strafgefangene und Schubhäftlinge, von 35. 

Präsident: Frau Abgeordnete Murowatz. 

Abgeordnete Lona Murowatz: Herr Bundes-
Bundeskanzler Dr. Kreisky: Auf die mir minister! Welches sind die Ursachen des rela­

gestellte Frage : Welche Funktion wird die tiv hohen Häftlingsstandes in Osterreich ? 
im Bundeskanzleramt einzurichtende Wirt­
schaftskommission über die im Gesetz festge­
legte hinaus haben?, muß ich antworten: 
Keine. 

Präsident : Herr Abgeordneter Dr. Blenk. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Herr Bundeskanz­
ler ! Ist daran gedacht, die beim Bundesmini­
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie 
bestehende staatliche Wirtschaftskommission 
im Zusammenhang mit dieser Erstübertragung 
einzuschränken oder aufzuheben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Frau Abgeord­
nete und meine sehr geehrten Damen und 
Herrenl Ich kann darauf nur eine subjektive 
Antwort geben. Nach den Ziffern, die wir aus 
vergleichbaren europäischen Staaten zur Ver­
fügung haben, ist tatsächlich der Gefangenen­
stand in Osterreich ein höherer als in diesen 
Staaten. Jüngst hat mir auf der Europäischen 
Justizministerkonferenz etwa der niederlän­
dische Justizminister - also eines Landes mit 
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Bundesminister Dr. Broda 

13 Millionen Einwohnern - die Gesamtzahl 
der dort in Haft gehaltenen Personen mit 
2800 bekanntgegeben, und darunter sind nur 
zwanzig Frauen. In Großbritannien und in 
Schweden - das habe ich bei einem früheren 
Aufenthalt auch in Irland festgestellt - ist 
der vergleichsweise Gefangenenstand viel ge­
ringer. Ich führe diese Tatsache unter anderem 
und vor allem darauf zurück, daß unsere Ge­
setze veraltet sind, daß wir zu viele Freiheits­
strafen auf Grund dieser Gesetze verhängen 
und daß auch die Untersuchungshaft zu häu­
fig verhängt wird und zu lange dauert. 

Präsident: Frau Abgeordnete Murowatz. 

Abgeordnete Lona Murowatz : Herr Bundes­
minister ! Welche Maßnahmen bereitet die Ju­
stizverwaltung vor, damit der Häftlingsstand 
in den Strafvollzugsanstalten beziehungsweise 
Gerichtshofgefängnissen gesenkt werden 
kann? (Rufe bei der OVP: Amnestie!) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Frau Abgeord­
nete ! Die Justizverwaltung zieht derzeit kei­
nen Amnestievorschlag in Erwägung. Die Maß­
nahmen ergeben sich aus unserem legislativen 
Programm. Wir glauben, daß ein Schwerpunkt 
in der Strafgesetzreform das Problem der Eli­
minierung kurzfristiger Freiheitsstrafen sein 
wird, die noch nie genützt haben, sondern nur 
schaden. Wir wollen das Problem der Ent­
kriminalisierung einer ganzen Reihe von 
bisher gerichtlichen Straftaten zur Diskus­
sion stellen ; dazu wird ein Teil der Verkehrs­
delikte gehören, soweit dabei nicht grobe 
Rücksichtslosigkeit und Leichtsinnigkeit im 
Spiele ist. Drittens die verschiedene Begren­
zung der Höchstdauer der Untersuchungs­
haft und ein gesetzliches Haftprüfungsverfah­
ren zur Senkung der Zahl und der Unter­
suchungsgefangenen. Das sind die wichtigsten 
Maßnahmen. 

Präsident: 14.  Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Hauser (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Justiz. 

111M 

Werden Sie sich an die Übtmg Ihres Amts­
vorgängers halten, bei Ernenmmgen von Rich. 
tern dem Bundespräsidenten ausschließlich 
Kandidaten zur Ernennung vorzuschlagen, die 
in den Besetzungsvorschlägen der unabhängigen 
richterlichen Personalsenate enthalten sind ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter Dr. Hauser ! Die geltende Verfassungs­
lage ist bekannt. Bindende Personalsenats­
vorschläge kennt unsere Bundesverfassung 
nicht. Ich darf auf Artikel 86 Bundesverfassung 
verweisen. Dennoch werde im die Ubung 

fortsetzen, die bisher von allen Justizmini­
stern seit 1 945 eingehalten wurde, und meine 
Ernennungsanträge für Richter auf Grund der 
Personalsenatsvorschläge, die mir vorgelegt 
werden, erstatten, wenn nicht zwingende ver­
fassungsgesetzliche Gründe ein Abweichen 
erfordern. Nach meinen Erfahrungen ist nicht 
anzunehmen, daß dies in der Praxis der Fall 
sein wird. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Abgeordneter Dr. Hauser: Herr Bundesmini­
ster ! Im kann nicht finden, daß es denkbar 
wäre, daß Richter in Form der Personalesnats­
entscheidungen verfassungsrechtlich bedenk­
liche Vorsdlläge erstatten. Die Praxis durch 
25 Jahre beweist, daß wir uns bei Ernennun­
gen im Rahmen der erstellten Vorsdlläge hal­
ten. Worauf gründen Sie also Ihr Zögern, 
daß man etwa eine verfassungsgesetzliche Ab­
sicherung dieses Personalsenatsvorschlagsrech­
tes in dem Sinne, daß man daran gebunden 
ist, erwägt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Auf den klaren 
Wortlaut der Verfassung, der es mir verbietet, 
mich Pflichten, die mir die Verfassung 
auferlegt, zu entäußern oder midl dieser 
Pflichten zu entledigen. Was aber Ihre prak­
tische Uberlegung anlangt, so darf ich nur 
darauf verweisen, daß das Problem der bin­
denden Wirkung der Personalsenatsvor­
schläge, wie j edermann, der die Praxis kennt, 
weiß, unter anderem darin bestehen könnte, 
daß Staatsanwälte in Personalsenatsvorschläge 
nidlt aufgenommen werden, obwohl sie auf 
Grund der Gesetzeslage durchaus befähigt 
wären, richterliche Stellen auszufüllen. 

Es gehört zur guten alten Tradition der 
österreidlischen Justiz, daß ein Wechsel zwi­
schen staatsanwaltschaftlichem Dienst und 
richterlichem Dienst möglich wäre. Das ist 
auch der Grund, warum der Verein der Staats­
anwälte und die Staatsanwälte bisher immer 
dem Vorschlag der bindenden verfassungs­
gesetzlichen Wirkung der Personalsenatsvor­
schläge mit Distanz gegenübergestanden sind. 
Aber das ist eine Frage der Praxis und nicht 
der Verfassungslage. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Hauser. 

Abgeordneter Dr. Hauser: Es ist Ihnen aber 
bekannt, Herr Bundesminister, daß die Stan­
desvereinigung der Richter seit Jahrzehnten 
diesen Vorschlag immer wieder verfolgt. Sie 
gedenken ihn also nicht weiter zu verfolgen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neterl  Mein Herr Amtsvorgänger hat einen 
ersten Arbeitsentwurf eines "Ridlterautono-
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Bundesminister Dr. Broda 

miegesetzes", wo derartige Bestimmungen 
vorgesehen waren, vor einem Jahr den Stan­
desvertretungen zugeleitet. Offenbar ist Ihnen 
nicht bekannt, Herr Abgeordneter, daß alle 
drei Standesvertretungen gebeten haben, die­
sen ersten Entwurf nicht weiter zu verfolgen, 
sondern gebeten haben, ihn bei Anerkennung 
seiner positiven Teile zurückzustellen. Das 
hat der Verein österreichischer Staatsanwälte 
am 2 1 .  Juni 1 969 getan, die Vereinigung der 
österreichischen Richter am 24. Juni 1969 und 
die Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten, 
Bundessektion Richter und Staatsanwälte, am 
2. Juli 1 969. 

Man hat sich dann - alles noch unter mei­
nem Herrn Amtsvorgänger - darauf geeinigt, 
vorerst die Frage einer Personalvertretung 
für Richter und Staatsanwälte zu aktualisie­
ren. Ich werde auch in diesem Sinne vorgehen. 

In meinem Arbeitsprogramm hat jetzt Pri­
orität eine Reihe von dringenden Maßnahmen 
im Bereich des richterlichen Standesrechtes: 
Herabsetzung der Vorbereitungszeit des rich­
terlichen Vorbereitungsdienstes von 4 auf 
3 Jahre - zumindest auf eine Reihe von J ah­
ren -, Möglichkeit der Heranziehung der 
Richter der 1 .  Standesgruppe zu den Gerichts­
höfen und andere Vorschläge, die uns die 
richterlichen Standesvertretungen als Priori­
täten nahegelegt haben. Alles andere wird 
dann sicherlich studiert und geprüft werden. 

Präsident: 1 5 .  Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Egg (SPO) an den Herrn Bun­
desminister für Justiz. 

44/M 
\Vann kann mit einer N ovellierung des § 23 

des Angestelltengesetzes bezüglich der Abferti­
gung bei ASVG.-Pensionisten gerechnet werden ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Das Bundesmini­
sterium für Justiz, Herr Abgeordneter, hat 
bereits im Jahre 1 964 einen Gesetzentwurf 
fertiggestellt, nach welchem der Abfertigungs­
anspruch der Angestellten auf die Fälle der 
Selbstkündigung anläßlich der Erreichung des 
Pensions alters ausgedehnt werden sollte. 
Ebenso wurde ein gleichartiger Entwurf für 
eine Novelle zum Gutsangestelltengesetz fer­
tiggestellt. 

Wir waren im Justizministerium immer der 
Meinung, daß dieses Verlangen der Ange­
stelltenschaft durchaus begründet und sozial 
gerechtfertigt ist. Wir sind seinerzeit 1 964 in 
der Bundesregierung mit dem Vorschlag nicht 
durchgekommen. Wir haben den Gesetzent­
wurf aus dem Jahre 1 964 nun wieder fertig­
gestellt, werden ihn jetzt in den nächsten 
Tagen den Interessenvertretungen zur Begut-

achtung zusenden, und ich hoffe zuversichtlich 
auf positive Stellungnahme, sodaß wir am 
Beginn der Herbstsession den erwähnten Ge­
setzentwurf hier im Parlament werden ein­
bringen können. 

Präsident: Herr Abgeordneter Egg. 

Abgeordneter Egg: Herr Bundesministerl 
Sind Sie anläßlich der vorgesehenen Novel­
lierung des Angestelltengesetzes auch bereit, 
den weiblichen Angestellten die Abfertigung 
zuzuerkennen, wenn sie anläßlich der Geburt 
eines Kindes oder aber der Verehelichung aus 
dem Betrieb ausscheiden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Herr Abgeord­
neter! Das war im seinerzeitigen Entwurf be­
reits vorgesehen. Wir wollen diesen verbes­
serten sozialrechtlichen Schutz für die weib­
lichen Arbeitnehmer, Angestellte in den 
Gesetzentwurf wieder aufnehmen und daher 
in diesem Sinne vorgehen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Egg. 

Abgeordneter Egg : Herr Bundesminister ! 
Es ist bekannt, daß schon vor Jahren zwischen 
dem Osterreichischen Gewerkschaftsbund und 
der Bundeswirtschaftskammer ein Generalkol­
lektivvertrag abgeschlossen wurde, der unter 
anderem auch für die Angestellten einen 
Mindesturlaub von 18 Werktagen vorsieht. 
Die derzeitigen Bestimmungen des § 17 des 
Angestelltengesetzes beinhalten jedoch noch 
nach wie vor ein Mindestausmaß von 
12 Werktagen Urlaub. Diese Bestimmung ist 
nicht so unbedeutend, weil ein nicht unbe­
deutender Teil von Angestellten nicht dem 
Generalkollektivvertrag unterliegt. Ich frage 
Sie deshalb, Herr Bundesminister: Ist in der 
Novelle auch vorgesehen, daß der § 1 7  des 
Angestelltengesetzes in der Richtung geändert 
wird, daß der Mindesturlaub für alle Ange­
stellten auf 1 8  Werktage erhöht wird'? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Broda: Bisher war das 
nicht vorgesehen. Ich möchte auch eine Ände­
rung des § 17 in dieser Novelle nicht vor­
schlagen, weil sie ja eine Sonderbestimmung 
für Erweiterung des Abfertigungsan­
spruches sein soll. Insbesondere möchte ich es 
auch deshalb nicht vorschlagen, weil bisher 
die Absicht bestand, die von Ihnen vorge­
schlagenen Regelungen in die Gesamtkodifi­
kation des Arbeitsrechtes aufzunehmen. Falls 
man von dieser Vorgangsweise nicht Abstand 
nehmen will, glaube ich nicht, daß in diesem 
Novellierungsvorschlag des Angestellten­
gesetzes eine Änderung des § 1 7  erfolgen 
soll. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 
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Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 1 6. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Radinger (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht. 

47/M 

An welcher Fakultäten österreichischer Hoch­
schulen kann bis Jahresende mit der Einrich­
tung der an der Technischen Hochschule ge­
setzlich vorgeschriebenen, drittelparitätisch zu­
sammengesetzten Studienkommission gerechnet 
werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht Gr.atz: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Auf Grund des 
Bundesgesetzes über technische Studienrich­
tungen wurden Studienkommissionen an den 
Technischen Hochschulen in Wien und Graz, 
an der Fakultät für Bauingenieurwesen und 
Architektur der Universität Innsbruck und der 
Technisch-naturwissensChaftlichen Fakultät der 
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaften in Linz eingerichtet. Auf Grund des 
Bundesgesetzes über montanistische Studien­
richtungen wurden solche Studienkommissio­
nen an der MontanistisChen Hodlschule in 
Leoben sowie auf Grund des Bundesgesetzes 
über Studienrichtungen der Bodenkultur an 
dieser Hochschule eingerichtet. Alle diese 
Studienkommissionen haben ihre Tätigkeit, 
insbesondere zur Ausarbeitung der Studien­
pläne, vor geraumer Zeit aufgenom­
men. 

Darüber hinaus hat das Bundesministerium 
für Unterricht, einer Empfehlung der parla­
mentarischen Hochschulreform-Kommission 
folgend, die EinriChtung von Studienkom­
missionen insbesondere an den philosophi­
schen Fakultäten empfohlen. In der Folge 
wurden solche Kommissionen unter anderem 
an dieser Fakultät der Universität Wien ein­
gerichtet. 

Im Entwurf eines Bundesgesetzes über 
geistes- und naturwissenschaftliche Studien ist 
die Einrichtung von Studienkommissionen 
nach dem Muster der bereits erwähnten Bun­
desgesetze vorgesehen. 

Präsident: 17 . Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten DDr. König (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Unterricht. 

131M 

Werden Sie für die ehebaldigste Schaffung 
eines Europäischen Jugendwerkes im Rahmen 
des Europarates unter Beistellung der hiefür 
erforderlichen Mittel eintreten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter !  Das Ziel des geplanten Euro­
päischen Jugendwerkes ist es, dazu beizutragen, 

in den jungen Menschen aus den europäischen 
Ländern das Bewußtsein zu vertiefen, daß sie 
als Europäer heranwachsen und mitverant­
wortlich für die Gestaltung der europäischen 
Friedensordnung sind. Das Europäische Ju­
gendwerk soll ferner als Förderungsinstitut 
für die europäisdle und internationale Jugend­
arbeit dienen und damit die Möglichkeiten 
zur Verwirklichung geeigneter Programme 
schaffen. 

Als Partner sollen in erster Linie die inter­
nationalen Institutionen und Organisationen 
der Jugendarbeit in Europa auftreten. 

Am ehesten realisierbar scheint nach den 
derzeit vorliegenden Berichten ein Euro­
päisches Jugendwerk als unabhängiger multi­
lateraler Fonds im Rahmen des Europarates 
als sogenanntes Partial agreement, also als 
Teilübereinkommen, dem nur j ene Mitglied­
staaten des Europarates beitreten, die daran 
Interesse zeigen. Finanziert soll es durch 
einen aus diesen Mitgliedstaaten gespeisten 
Fonds werden. 

Ich werde persönlich die Bestrebungen zur 
Sdlaffung dieses Europäischen Jugendwerkes 
unterstützen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Es freut mich zu hören, daß Sie bereit 
sind, diese Bestrebungen zu unterstützen. Wie 
Ihnen sicherlich bekannt ist, bestehen nicht nur 
im Rahmen des Europarates, sondern auch im 
engeren Rahmen der Europäischen Wirt­
schaftsgemeinsmaft Bestrebungen, dieses 
Europäische Jugendwerk lediglich in diesem 
engeren Rahmen zu verwirklimen. Es ist da­
her für die Durchführung dieses Jugendwerkes 
in dem breiteren Rahmen des Europarates, 
dem aum Osterreich angehören sollte, sehr 
wesentlich, daß diese von Ihnen vorgesehenen 
Maßnahmen sehr schnell gesetzt werden, da­
mit es nicht zu einer kleinen Lösung kommt. 

Ist damit zu rechnen, daß bereits im 
kommenden Budget für dieses Anliegen von 
Ihnen Mittel vorgesehen werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter ! 
Die Schwierigkeit besteht darin, daß es schwer 
sein wird, Budgetmittel bereitszustellen oder 
für Budgetmittel vorzusorgen, solange das 
Europäisme Jugendwerk nom nicht gegründet 
ist und man die Höhe der Beiträge nimt 
kennt. Nichtsdestoweniger erkenne ich die von 
Ihnen aufgezeigte Problematik und möchte 
aum vor dem Nationalrat erklären, daß im es 
persönlich für sehr wesentlich halte, daß dieses 
Europäische Jugendwerk nicht auf die Mit­
gliedstaaten der EWG beschränkt bleibt, son­
dern sich des Europarates bedient, als jener 
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Bundesminister Gratz 

europäischen Einrichtung, an der alle demo­
kratischen europäischen Staaten und damit 
audl deren Jugend teilnehmen können. 

Ich habe bereits auf Grund Ihrer Anfrage 
veranlaßt, daß geprüft wird, in welcher Form 
Osterreich im Europarat initiativ werden 
könnte, um im Rahmen des Europarates die 
Schaffung dieses Jugendwerkes zu besdlleu­
nigen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König: Wie Ihnen be­
kannt ist, Herr Bundesminister, wurde als 
Vorläufer und gewissermaßen als Versuchs­
ballon für das Europäische Jugeridwerk ein 
deutsch-französisches Jugendwerk geschaffen, 
das dem engeren Kontakt dieser beiden Nach­
barvölker dienen soll . Sehen Sie eine Mög­
lichkeit zur Verwirklichung eines gleidlen 
Vorhabens zwischen Osterreich und Italien, das 
im Rahmen dieses zu gründenden euro­
päischen Jugendwerkes Aufnahme finden 
könnte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter ! 
Ich kenne - allerdings nkht aus dem Mini­
sterium, sondern von früher a-p,s den Berichten 
im Europarat als seinerzeitiges Mitglied der 
Beratenden Versammlung - die Tätigkeit 
des deutsch-französischen Jugendwerkes. Ich 
weiß persönlich nicht, ob es sinnvoll wäre, 
jetzt nach diesem Muster in ganz Europa, 
wenn auch nur mit den Nachbarstaaten jeweils 
sozusagen bilaterale Jugendwerke zu schaffen, 
die man dann nach kürzester Zeit ohnedies 
wieder unter einen multilateralen Hut bringen 
müßte, damit das Ganze nicht zu einer Ver­
zettelung der Aktivitäten wird. Ich würde 
mich lieber darauf konzentrieren zu trachten, 
daß das europäisdle Jugendwerk als Gesamtes 
möglichst rasch zustandekommt. 

Abgeordneter DDr. König: Danke, Herr 
Bundesminister. 

Präsident: 18. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Zankl (SPU) an den Herrn Bun­
desminister für Unterricht. 

48/M 

werden, betreffen vor allem die folgenden 
Materien: 

erstens : die Leistungsdifferenzierung in den 
3. und 4. Volkssdlulstufenj zweitens : die 
fremdsprachliche Vorschulung ab der 4. bezie­
hungsweise bereits ab der 3. Volksschulstufe ; 
drittens : die verbale Beurteilung in der 1 .  und 
2. Volksschulstufe und viertens : die beson­
dere Legasthenikerbetreuung. 

Die weiteren Schulversuche, auf die min­
destens ebensoviel Wert gelegt werden müßte, 
nämlich wirklich breit gestreute und gut vor­
bereitete Schulversuche für die Schulen der 
1 0- bis 1 4jährigen beziehungsweise für die 
Oberstufen, werden noch vor dem Sommer 
die Schulreformkommission im Bundesmini­
sterium für Unterricht im Detail besdläftigen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Zankl. 

Abgeordneter Zankl: Herr Bundesminister! 
Für wie lange Zeit, das heißt, für welche An­
zahl von Jahren haben Sie die Absicht, diese 
Schulversuche laufen zu lassen? Ich frage das 
deshalb, weil die Frage etwas umstritten 
ist. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Ich möchte den Beratungen der Schulreform­
kommission, die ausführliche Unterlagen vor­
liegen hat, nicht vorgreifen, aber ich kann 
Ihnen meine persönliche Meinung bekannt­
geben, weil ich sie auch als Abgeordneter 
bereits des öfteren geäußert habe. Ich bin der 
Meinung, daß für eine wesentliche Verände­
rung in Organisation und Inhalt der Schulen 
der 10- bis 1 4jährigen so ausgedehnte und so 
wohlvorbereitete Schulversuche notwendig 
sind, daß nach einiger Zeit ein echter wissen­
sdlaftlicher Vergleich mit den derzeit beste­
henden Schultypen möglich ist, denn ich 
glaube, daß das die Möglichkeit ist, diese 
Frage in manchen Gremien, wo sie noch, ich 
möchte sagen, mehr ideologisch als fachlich­
pädagogisch beurteilt wird, rein zu versach­
lichen und dadurch nach einiger Zeit zu einer 
�achlichen Lösung zu kommen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Zankl. 

Welche der in der Regierungserklärung ange- Abgeordneter Zankl: Herr Bundesminister! 
kündigten Schulversuche sollen als erste in grö- Sehen Sie auf Grund der bestehenden Ge­
ßerem Maßstab durchgeführt werden ? setzeslage eine Möglichkeit, diese Schulver­

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz : Herr Abgeordneterl 
Die Vorbereitung von Schulversuchen im 
Grundschulbereich hat bereits zu entsprechen­
den Anträgen von allen Landesschulräten und 
von seiten der meisten Pädagogischen Aka­
demien geführt. Diese Anträge, die derzeit im 
Bundesministerium für Unterricht bearbeitet 

suche forciert durchführen zu lassen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Ich werde die Schul­
reformkommission bitten, sich auch damit zu 
befassen, und zwar noch vor dem Sommer, 
entweder in der nächsten oder in der über­
nächsten Sitzung. Grundsätzlich ist zwar die 
Führung von Schulversuchen im Ausmaß von 
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Bundesminister Gratz 

5 Prozent nach den Bestimmungen des Schul­
organisationsgesetzes möglich, ich bin aber 
durchaus der Meinung, daß es gut wäre, eine 
gesetzliche Grundlage zu schaffen, die die Er­
höhung der Schulversuche über 5 Prozent er­
möglicht beziehungsweise die weniger als die 
derzeitige gesetzliche Grundlage einer formal­
gesetzlichen Delegation ähnelt. Ich werde des­
halb mit der Frage der Verbesserung der 
Rechtsgrundlagen für Schulversuche die Schul­
reformkommission befassen. 

Bundesgesetz, mit dem das Rohstofflen­
kungsgesetz 1 951  geändert wird (40 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungs­
gesetz 1967 neuerlich geändert wird (Markt­
ordnungsgesetz-Novelle 1 970) (41 der Bei­
lagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Lebensmittel­
bewirtschaftungsgesetz 1952 neuerlich ge­
ändert wird (42 der Beilagen) i 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestunde Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
sind abgelaufen. Die Fragestunde ist beendet. des Lastverteilungsgesetzes 1952 neuerlich 

Die nicht zum Aufruf gelangten Anfragen verlängert wird (43 der Beilagen) ; 
werde ich in der nächsten Sitzung zum Auf­
ruf bringen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich ersuche den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Haberl, um die Ver­
lesung der eingelangten Regierungsvorlagen. 

Schriftführer Haberl: Von der Bundesregie­
rung sind folgende Regierungsvorlagen ein­
gelangt: 

Protokoll zur Abänderung des Abkommens 
zwischen der Republik Osterreich und dem 
Königreich Schweden zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steu­
ern vom Einkommen und vom Vermögen 
( 1 1 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Pensionsgesetz 
1 965 neuerlich abgeändert wird (2. Pensions­
gesetz-Novelle) (44 der Beilagen). 

Präsident: Ich danke. Die soeben als einge­
langt bekanntgegebenen Regierungsvorlagen 
werde ich gemäß § 41 Abs. 4 Geschäftsord­
nungsgesetz in der nächsten Sitzung zur Zu­
weisung bringen. 

Den vom Bundesminister für Bauten und 
Technik vorgelegten ordentlichen Rechnungs­
abschlußbericht des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds für das Jahr 1969 (III-9 der Bei­
lagen) weise ich dem Bautenausschuß zu ; den 
vom Bundeskanzler vorgelegten Bericht des 
Verfassungsgerichtshofes über seine Tätigkeit 
im Jahre 1969 (Ur- 10 der Beilagen) dem Ver­
fassungsausschuß i den Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen betreffend Veräuße-

Abkommen zwischen der Internationalen 
Atomenergieorganisation, der Republik Oster­
reich und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über die Anwendung von Kontroll- rung von unbeweglichem Bundesvermögen im 

bestimmungen (17 der Beilagen) ; 3. Viertel 1969 (UI- t l  der Beilagen) dem Fi­
nanz- und Budgetausschuß. 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Fürstentum Liechtenstein zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen (19 der Beilagen) ; 

Das Ersuchen der Bezirkshauptmannschaft 
St. Veit an der Glan um Aufhebung der Im­
munität des Abgeordneten Dkfm. Wilhelm 
Gorton wegen einer Verwaltungsübertretung 
nach dem Marktordnungsgesetz 1967 weise ich 
dem Immunitätsaussch.uß zu. 

Bundesgesetz über die Einfuhr von Arznei­
waren (Arzneiwareneinfuhrgesetz) (3 1 der Bei­
lagen) ; 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums-Be- berufe ich für heute, Mittwoch, den 3. Juni, 

dienstetengesetz neuerlich geändert wird um 1 2  Uhr 20 Minuten mit folgender Tages-
(33 der Beilagen) ; ordnung ein: 

Bundesgesetz, mit dern das Preisregelungs­
gesetz 1957 geändert wird (37 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem die Geltungsdauer 
des Preistreibereigesetzes 1959 verlängert 
wird (38 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetz, die 
StrafprozeßordnuDrr und das Gesetz über die 
bedingte Verurteilung geändert und ergänzt 
werden (Strafrechtsänderungsgesetz 1970) 
(39 der Beilagen) i 

1 .  Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (8 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem die Wertgrenzen im Gesetz 
über das gerichtliche Verfahren in Rechtsan­
gelegenheiten außer Streitsachen geändert 
werden (20 der Beilagen) ; 

2. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (15 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Rechtspflegergesetz ge­
ändert wird (21 der Beilagen) i 
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3. Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über den Bericht der Bundesregierung (111-8 
der Beilagen) , betreffend das Jahresprogramm 
und die Grundsätze für das Wirtschaftsjahr 
1 970/7 1 des ERP-Fonds (28 der Beilagen) ; 

4. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (5 der Bei­
lagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich und dem Staat Israel zur Ver­
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge­
biete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen (23 der Beilagen) ; 

5. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Vierzehnten Bericht des Bunde­
ministers für Finanzen (IH -6 der Beilagen) ge­
mäß § 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 
9. September 1966, BGBl. Nr. 207 (Kata­
strophenfondsgesetz) betreffend das 1 .  Kalen­
dervierteljahr 1970 (26 der Beilagen) ; 

6. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen (111-7 der Beilagen) betreffend Haf­
tungsübernahmen des Bundes im 2. Halbjahr 
1969 (27 der Beilagen) ; 

7. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Antrag ( 1 /  A) der Abgeordneten 
Suppan, Dr. Scrinzi und Genossen, betreffend 
Kärntner Kreuz-Zulagengesetz 1970 (29 der 
Beilagen) ; 

8. Bericht des Landesverteidigungsaussdms­
ses über den Antrag (2/ A) der Abgeordneten 
Dr. Pittermann, Dr. Withalm, Peter und Ge­
nossen, betreffend Abänderung des Wehr­
gesetzes 1955 in der geltenden Fassung (22 der 
Beilagen). 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die jetzige Sitzung ist g e  s c hI 0 s s e n. 

SchIu' der Sitzung : 12 Uhr 10 Minuten 

östelTeichisch� Staatsdruckerei L61 28060 
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